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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 185/73 über die Grundregein für die Anwendung von Ausgieichsbeträgen 
für zugesetzte Zuckerarten bei Verarbeitungserzeugnissen aus Obst und Gemüse 
ais Folge des Beitritts der neuen Mitgliedstaaten zur Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den am 22. Januar 1972 Unterzeich- 
neten Vertrag über den Beitritt neuer Mitgliedstaa- 
ten zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
zur Europäischen Atomgemeinschaft insbesondere 
auf Artikel 62 Absatz 1 der ihm beigefügten Akte, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Verordnung (EWG) Nr. 185/73 des Rates vom 
23. Januar 1973 über die Grundregeln für die An- 
wendung von Ausgleichsbeträgen für zugesetzte Zuk- 
kerarten bei Verarbeitungserzeugnissen aus Obst 
und Gemüse als Folge des Beitritts der neuen Mit- 
gliedstaaten zur Gemeinschaft 2) ist in Artikel 2 die 
Erhebung und Gewährung von Ausgleichsbeträgen 
auf den in diesen Erzeugnissen enthaltenen Weiß- 
zucker im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung, Dänemark und 
Irland einerseits und dem Vereinigten Königreich 
andererseits vorgesehen. Hingegen sieht die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 241/73 des Rates vom 31. Januar 
1973 über die Grundregeln für die Ausgleichsbeträ- 
ge im Zuckersektor im Anschluß an den Beitritt neuer 
Mitgliedstaaten zur Gemeinschaft^) die Anwendung 
von Ausgleichsbeträgen im Handel zwischen der 
Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammenset- 
zung und Dänemark einerseits und Irland und dem 
Vereinigten Königreich andererseits vor. Ferner sind 


in dieser Verordnung auch die Anwendung aus Aus- 
gleichsbeträgen zwischen Irland und dem Vereinig- 
ten Königreich vorgesehen. 

Es empfiehlt sich, die Bestimmungen der Verord- 
nung (EWG) Nr. 185/73 mit den Bestimmungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 241/73 in Einklang zu brin- 
gen— 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 185/73 erhält 
folgende Fassung: 

„ 1 . Die in Artikel 1 Nummer 1 und Nummer 2 Buch- 
stabe a) genannten Ausgleichsbeträge werden im 
Handel zwischen 

a) — der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu- 

sammensetzung und Dänemark einerseits und 

— Irland und dem Vereinigten Königreich ande- 
rerseits 

b) — zwischen Irland und 

— dem Vereinigten Königreich 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1971, S. 5 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 30. Januar 1971, S. 19 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 1. Februar 1973, S. 19 
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von den unter Buchstabe a) erster Gedankenstrich 
und Buchstabe b) erster Gedankenstrich genannten 
Mitgliedstaaten bei der Einfuhr erhoben und bei der 
Ausfuhr gewährt. 

2. Im Handel zwischen Irland und dritten Ländern 
und dem Vereinigten Königreich und dritten Ländern 
werden die Abschöpfungen und Erstattungen um die 
in Absatz 1 genannten Ausgleidisbeträge verrin- 
gert." 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
9. Mai 1973 - H4 (IV fl ) - 680 70 - E - Zu 22^73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13. April 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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